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26. Gesetz.: Verfassung der Bundeshauptstadt Wien~ Abänderung, 

26. 1 7. Der neue § 5 erhält folgenden Wortlaut: 

Gesetz vom 29. Oktober 1 %5, mit dem die' „Gemeindemitglieder sind jene österrekhi­
Verfassung der Bundeshauptstadt Wien ab- sehen Staatsbürger, die in der Gemeinde einen 

geändert wird. ordentlichen Wohnsitz haben." 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

8. Die bisherigen §§ 5, 6 und 7 haben, soweit 
sie noch in Geltung stehen, samt den Ober­
schriften zu entfallen. 

9. Die Überschrift zu § 8 hat zu lauten: 
„Ehrungen und Bürgerernennung"'. 

10. Die Absätze l und 2 des § 8 haben wie 
folgt zu lauten: 

Die Verfassung der Bundeshauptstadt Wien in 
der Fassung des LGBL für Wien Nr. 1411928, 
der Gesetze LGBL für Wien Nr. 1/1930, LGBL 
für Wien Nr. 41/1931, LGBL für Wien Nr. 19/ 
1950, LGBI. für Wien Nr. 21/1955, LGB). für 
Wien Nr. 8/1957, LGBI. für Wien Nr. 18/1959 
und LGBI. für Wien Nr. 19/1960, wird abge­
ändert wie folgt: „Der Gemeinderat kann Personen, die sidt um 

: die Stadt verdient gemacht haben, durch Ehrun-

1. Die Überschrift des Ersten Hauptstück.es: gen auszeidtnen. 
hat zu lauten: „Wien als Gemeinde und als Stadt Insbesondere kann der Gemeinderat in Wien 
mit ejgenem Statut". wohnhafte österreidiisdie Staatsbürger durch die 

Ernennung zu Bürgern auszeidinen. Diese Er-
2. Die Oberschrift des 1. Abschnittes hat zu nennung gewährt keine Sonderrechte. Sie gilt 

lauten: Rechtliche Stellung Gebiet und Per- 1 als widerrufen, wenn der Bürger infolge einer 
sonenu. " ' gerichtlichen Verurteilung das Wahlrecht zum 

Gemeinderat verloren hat. Der Gemeinderat 
3. § 1 erhält die Oberschrift „Rechtliche Stel- kann die Ernennung widerrufen, wenn schwer-

lung" und folgenden Wortlaut: wiegende Gründe dafür sprechen, daß der Bür­

0 Die Bundeshauptstadt Wien ist eine Gebiets­
körperschaft mit dem Recht auf Selbstverwal­
tung. Sie ist eine Stadt mit eigenem Statut; 
neben den Aufgaben der Gemeindeverwaltung 
hat sie auch die der BezirksVerwaltung zu be­
sorgen. 

Die Verfassung des Bundeslandes Wien ist im 
Zweiten Hauptstück enthalten.'' 

4. Der bisherige § 1 erhält die Bezeichnung 
§ 2, der bisherige § 2 die Bezeichnung § 3 und 
der bisherige § 3 die Bezeichnung § 4. Die Über­
schrift zu dem neuen § 2 hat zu lauten: ,,Ge­
bietsumfang". Die Überschrift zu dem neuen § 3 
hat zu lauten: „Einteilung in Bezirke<(. 

5. Im neuen § 3 sind die römischen Zahlen 
durch arabiscile Zahlen zu ersetzen, 

ger dieser Ehrung nidit würdig ist. 0 

11. Dem zweiten Absatz des § 9 ist folgender 
Satz anzufügen: „Der Gemeinderat kann die 
Ernennung widerrufen, wenn schwerwiegende 
Gründe dafür sprechen, daß der Ehrenbürger 
dieser Ehrung nicht würdig ist.'' 

12. § 10 hat zu lauten: 

„Zur Besorgung der Aufgaben der Gemeinde 
sind als Organe berufen: 
1. der Gemeinderat, 
2. der Stadtsenat, 
3. der Bürgermeister, 
4. die amtsführenden Stadträte (§ 38). 
5. die Gemeinderatsaussdiüsse, 
6. die Bezirksvertretungen und die Bezirksvor­

steher„ 
7. der Magistrat." 

6. Der bisherige § 4 erhält die Bezeichnung 13. Die Oberschrift zu § 11 hat zu lauten: 
§ 5; die Überschrift zu dem neuen § 5 hat zu. „Unterfenigung von Urkunden". § 11 erhält 
lauten: uGemeindemitglieder'\ , folgenden Wortlaut: 
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